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Präambel: 
 
1. Das Thema Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz sollte für alle Akteure im 
Krankenhaus- und Gesundheitssektor von Bedeutung sein; Sachgemäß durchgeführte 
Maßnahmen zur Vermeidung von und zum Schutz vor unnötigen Verletzungen haben einen 
positiven Effekt auf die Mitarbeiter;  
 
2. Die Gesundheit und Sicherheit der Beschäftigten geht vor und ist eng mit der 
Gesundheit der Patienten verknüpft. Dies unterstreicht die Qualität der Pflege;  
 
3. Das Treffen von Grundsatzentscheidungen und deren Umsetzung in Bezug auf 
Verletzungen durch scharfe/ spitze Instrumente sollte das Ergebnis eine sozialen Dialogs 
sein; 
 
4. HOSPEEM und EGÖD, die anerkannten europäischen Sozialpartner im Krankenhaus 
und Gesundheitssektor haben Folgendes beschlossen:  
 
 
Allgemeine Erwägungen: 
 
1. Gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 138 und 139 Absatz 2; 
 
2. gestützt auf die Richtlinie 89/391/EWG des Rates vom 12. Juni 1989 über die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit; 1 
 
3. gestützt auf die Richtlinie 89/655/EWG des Rates vom 30. November 1989 über 
Mindestvorschriften für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Benutzung von Arbeitsmitteln 
durch Arbeitnehmer bei der Arbeit2;  
 
4. gestützt auf die Richtlinie 2000/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 18. September 2000 über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit3; 
 
5. gestützt auf die Gemeinschaftsstrategie für Sicherheit und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz 2007-2011 4 
 
6. gestützt auf die Richtlinie 2002/14/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. März 2002 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Unterrichtung und 
Anhörung der Arbeitnehmer in der Europäischen Gemeinschaft5; 
 
7. gestützt auf die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 6. Juli 2006 zum 
Schutz der Beschäftigten im europäischen Gesundheitswesen vor durch Blut übertragbare 
Infektionen nach Nadelstichverletzungen (2006/2015(INI)); 
 
                                                
1 AB L 183, 29.6.1989. S.1. 
2 AB L 393, 30.12.1990. S.13. 
3 AB L  262,17.10.2000. S. 21 
4 COM (2007) 62 Finalversion, 21.2.2007 

5 AB L AB L 80, 23.3.2002, S. 29–34  
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8. gestützt auf die erste und zweite Phase der Beratungen der Europäischen 
Kommission zum Schutz der Beschäftigten im europäischen Gesundheitswesen vor durch 
Blut übertragbare Infektionen nach Nadelstichverletzungen;  
 
9. gestützt auf die Ergebnisse des technischen Seminars von EGÖD-HOSPEEM zu 
Nadelstichverletzungen am 7. Februar 2008; 
 
10. gestützt auf die Anordnung der allgemeinen Grundsätze zur Prävention gemäß 
Artikel 6 der Richtlinie 89/391/EWG des Rates sowie die Präventivmaßnahmen gemäß 
Artikel 3, 5 und 6 der Richtlinie 2000/54/EG; 
 
11. gestützt auf die gemeinsamen ILO-/WHO-Richtlinien zum Gesundheitswesen und 
HIV/AIDS sowie die gemeinsamen ILO-/WHO-Richtlinien zur Postexpositionsprophylaxe zur 
Vermeidung von HIV-Infektionen; 
 
12. unter vollständiger Einhaltung der bestehenden nationalen Gesetzgebung und 
Tarifverträge; 
 
13. da Maßnahmen erforderlich sind, um das Ausmaß von Unfällen mit scharfen/spitzen 
Instrumenten im Krankenhaus- und Gesundheitssektor zu bestimmen, konnte 
wissenschaftlich nachgewiesen werden, dass Vorsorge- und Schutzmaßnahmen zu einer 
beachtlichen Verringerung von Unfällen und Infektionen führen können; 
 
14. da eine vollständige Risikobewertung eine Voraussetzung ist, um geeignete 
Maßnahmen zur Vermeidung von Verletzungen und Infektionen zu ergreifen; 
 
15. da Arbeitgeber und Arbeitnehmervertreter für Sicherheit und Gesundheitsschutz 
zusammenarbeiten müssen, um Beschäftigte vor Verletzungen und Infektionen durch 
scharfe oder spitze medizinische Gegenstände zu schützen und ihnen vorzubeugen; 
 
16. da Beschäftigte im Gesundheitswesen vornehmlich, aber nicht ausschließlich von 
Verletzungen durch scharfe/spitze Instrumente betroffen sind; 
 
17. da Schüler/Studierende, die Rahmen ihrer Ausbildung klinische Schulungen erhalten, 
nicht als Beschäftigte gemäß dieser Vereinbarung angesehen werden, sollten sie dennoch 
unter die in dieser Vereinbarung beschriebenen Präventions- und Schutzmaßnahmen fallen, 
wobei die Verantwortlichkeiten gemäß der Gesetzgebung und der Praxis der jeweiligen 
Staaten geregelt werden; 
 
 
Paragraph 1:  Zweck 
 
Zweck dieser Rahmenvereinbarung ist es: 
 
• eine möglichst sichere Arbeitsumgebung zu schaffen; 
 
• Verletzungen von Beschäftigten durch scharfe/spitze medizinische Instrumente 

(einschließlich Verletzungen durch Nadelstiche) zu vermeiden; 
 
• Beschäftigte in Gefahrensituationen zu schützen; 
 
• einen integrierten Ansatz zu bilden, der Richtlinien für die Risikobewertung, 

Gefahrenprävention, Risikoschulung und -information, steigendes Problembewusstsein 
und Risikoüberwachung etabliert; 
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• Verfahren zur Reaktion und Nachverfolgung einzuführen; 
 
 
Paragraph 2:  Gültigkeitsbereich 
 
Diese Vereinbarung gilt für alle Beschäftigten im Krankenhaus- und Gesundheitssektor 
sowie alle Personen, die unter dem Weisungsrecht und der Überwachung von Arbeitgebern 
stehen. 
 
Arbeitgeber sollten Maßnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass Subunternehmer die in 
dieser Vereinbarung festgelegten Vorschriften befolgen. 
 
 
Paragraph 3:  Definitionen 
 
Im Sinne dieser Vereinbarung bedeutet: 
 
1. Beschäftigte: Alle Personen, die von einem Arbeitgeber  eingestellt wurden, 
einschließlich Praktikanten und Auszubildende, deren Tätigkeit direkt auf den Krankenhaus- 
und Gesundheitssektor bezogen ist. Beschäftigte mit befristetem Arbeitsvertrag im Sinne der 
Richtlinie 91/383/EG des Rates zur Ergänzung der Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von Arbeitnehmern mit befristetem 
Arbeitsverhältnis oder Leiharbeitsverhältnis6 fallen in den Geltungsbereich dieser 
Vereinbarung.  
 
2. Abgedeckte Arbeitsplätze: Unternehmen/Dienstleister im Gesundheitswesen/Anbieter 
im öffentlichen Dienst und der Privatwirtschaft sowie alle anderen Orte, an denen 
Gesundheitsdienstleistungen/-maßnahmen unter dem Weisungsrecht und der Überwachung 
eines Arbeitgebers durchgeführt und angeboten werden. 
 
 
3. Arbeitgeber: Natürliche/juristische Personen/Organisationen, die Arbeitnehmer 
beschäftigen. Sie sind für die Verwaltung, Organisation und Bereitstellung von 
Dienstleistungen/Maßnahmen im Gesundheitswesen oder direkt darauf bezogene 
Dienstleistungen/Maßnahmen durch Arbeitnehmer verantwortlich.  
 
4. Scharfe/spitze Instrumente: Zur Durchführung bestimmter medizinsicher Maßnahmen 
benötigte Gegenstände oder Instrumente, die schneiden, stechen oder Verletzungen bzw. 
Infektionen verursachen können. Scharfe oder spitze Gegenstände gelten als Arbeitsmittel 
im Sinne der Richtlinie 89/655//EWG über die Benutzung von Arbeitsmitteln. 
 
5. Maßnahmenhierarchie: ist definiert hinsichtlich der Wirksamkeit zur Vermeidung, 
Beseitigung und Reduzierung von Risiken gemäß Artikel 6 der Richtlinie 89/391/EWG und 
Artikel 3, 5 und 6 der Richtlinie 2000/54/EG. 
 
6. Spezifische Präventivmaßnahmen: Maßnahmen zur Vermeidung von Verletzungen 
bzw. der Übertragung von Infektionen bei der Durchführung von Aufgaben, die sich direkt auf 
Dienstleistungen oder Tätigkeiten im Krankenhaus und Gesundheitswesen beziehen, 
einschließlich der Verwendung der sichersten benötigten Arbeitsmittel gemäß der 
Risikobewertung und sicheren Methoden für den Umgang mit medizinischen Abfällen. 
 
7. Arbeitnehmervertreter: Alle Personen, die gemäß den geltenden Gesetzen oder 
Praktiken eines Staates gewählt, ausgewählt oder bestimmt wurden, um Arbeitnehmer zu 
vertreten.  

                                                
6 AB L 183, 29.6.1989. S.1. 
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8.       Arbeitnehmervertreter mit einer besonderen Funktion bei der Sicherheit und beim 
Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer ist per Definition jede Person, die gemäß den 
nationalen Rechtsvorschriften bzw. Praktiken gewählt, ausgewählt oder benannt wurde, um 
die Arbeitnehmer in Fragen der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer 
bei der Arbeit zu vertreten. 
 
9.       Subunternehmer: Jede Person, die im Krankenhaus- und Gesundheitswesen 
Tätigkeiten ausübt, die sich direkt auf Dienstleistungen und Tätigkeiten im Rahmen 
vertraglicher Arbeitsbeziehungen zum Arbeitgeber beziehen. 
 
 
Paragraph 4:  Prinzipien 
 
1. Ein gut geschultes, angemessen ausgestattetes und sicheres Personal im 
Gesundheitswesen ist unabdingbar, um der Gefahr von Verletzungen und Infektionen durch 
scharfe/spitze medizinische Instrumente vorzubeugen. Die Vermeidung von Expositionen ist 
die wichtigste Strategie zur Beseitigung und Minimierung der Risiken beruflich bedingter 
Verletzungen oder Infektionen. 
 
2. Die Rolle der Vertreter für Sicherheit und Gesundheitsschutz ist für die Prävention 
und den Schutz am Arbeitsplatz von zentraler Bedeutung.  
 
3. Der Arbeitgeber ist dazu verpflichtet, die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten 
hinsichtlich aller arbeitsbezogenen Aspekte sicherzustellen, einschließlich der 
psychosozialen Faktoren und der Arbeitsorganisation. 
 
4. Jeder Beschäftigte sollte – soweit wie möglich – gemäß der vom Arbeitgeber 
erhaltenen Schulungen und Anweisungen Verantwortung für die eigene Sicherheit und 
Gesundheit sowie die von anderen Personen tragen, die von seinen Handlungen am 
Arbeitsplatz betroffen sind. 
 
5. Der Arbeitgeber sollte eine Arbeitsumgebung entwickeln, in der die Beschäftigten und 
ihre Vertreter an der Entwicklung der Richtlinien und Praktiken zur Gesundheit und 
Sicherheit beteiligt werden. 
 
6. Das Prinzip der folgenden, in den Paragraphen 5 – 10 der vorliegenden Vereinbarung 
angegebenen spezifischen Präventivmaßnahmen schließt das Vorhandensein von Risiken 
nicht aus.  Die Hierarchie der allgemeinen Prinzipien zur Prävention gemäß Artikel 6 der 
Richtlinie 89/391/EWG und Artikel 3, 5 und 6 der Richtlinie 2000/54/EG ist anwendbar. 
 
7. Arbeitgeber und Arbeitnehmervertreter sollten auf geeigneter Ebene 
zusammenarbeiten, um Risiken zu beseitigen und zu vermeiden, die Gesundheit und 
Sicherheit der Beschäftigten zu schützen und eine sichere Arbeitsumgebung zu schaffen, 
einschließlich der Beratung über die Auswahl und die Verwendung sicherer Ausrüstung, um 
die besten Strategien zur Durchführung von Schulungen, der Informationsvermittlung und 
der Steigerung eines Problembewusstseins zu ermitteln. 
 
8. Maßnahmen sind über einen Informations- und Beratungsprozess in 
Übereinstimmung mit den staatlichen Gesetzen bzw. Tarifverträgen zu ergreifen. 
 
9. Die Wirksamkeit der Maßnahmen für ein größeres Problembewusstsein bringt 
gemeinsame Verpflichtungen für die Arbeitgeber, Arbeitnehmer und ihre Vertreter mit sich. 
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10. Es kommt darauf an, durch die Kombination aus Planung, gesteigertem 
Problembewusstsein, Informationsvermittlung, Schulung, Präventions- und 
Überwachungsmaßnahmen einen möglichst sicheren Arbeitsplatz zu erreichen. 
 
11.      Entwicklung einer Kultur „ohne Schuldzuweisungen”. Die Verfahren zur 
Berichterstattung über Zwischenfälle sollten auf systematischen und nicht auf individuellen 
Faktoren beruhen. Eine systematische Berichterstattung sollte als akzeptiertes Verfahren in 
Frage kommen. 
 
 
Paragraph 5:  Risikobewertung 
 
1. Verfahren zur Risikobewertung sollten gemäß den Artikeln 3 und 6 der Richtlinie 
2000/54/EG sowie den Artikeln 6 und 9 der Richtlinie 89/391/EWG durchgeführt werden. 
 
2. Die Risikobewertung sollte eine Bestimmung der Exposition sowie ein Verständnis für 
die Bedeutung einer gut ausgestatteten und gut organisierten Arbeitsumgebung beinhalten.  
Alle Situationen in denen es Verletzungen, Blut oder anderes möglicherweise infektiöses 
Material geben kann, sollten erfasst werden. 
 
3. Eine Risikobewertung sollte Technologie, Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen, 
Qualifikationsniveau, arbeitsbezogene psychosoziale Faktoren sowie den Einfluss von 
Faktoren aus der Arbeitsumgebung berücksichtigen.  
 
Auf diese Weise: 
• lässt sich bestimmen, wie Expositionen beseitigt werden können; 
 
• können mögliche alternative Systeme berücksichtigt werden; 
 
 
Paragraph 6: Beseitigung, Prävention und Schutz 
 
1. Dort wo die Ergebnisse der Risikobewertung eine Verletzungsgefahr durch 
scharfe/spitze Instrumente oder eine Infektion aufdecken, ist die Exposition der 
Beschäftigten zu beseitigen, indem folgende Maßnahmen, ohne Beachtung ihrer 
Reihenfolge durchgeführt werden:  
  
• Benennung und Einführung sicherer Verfahrensweisen für die Verwendung und 

Entsorgung scharfer/spitzer medizinischer Instrumente und kontaminierter Abfälle. 
Diese Verfahrensweisen sind regelmäßig neu zu bewerten und sollten integraler 
Bestandteil der Maßnahmen zur Informationsvermittlung und Schulung der 
Beschäftigten sein, auf die in Paragraph 8 Bezug genommen wird; 

 
• Die Abschaffung der unnötigen Verwendung scharfer/spitzer Instrumente durch 

veränderte Praktiken anhand der vorgenommenen Risikobewertung sowie die 
Bereitstellung medizinischer Instrumente mit eingebauten 
Sicherheitsschutzmechanismen; 

 
• Das Zurückstecken von gebrauchten Nadeln in die Hülle sollte mit sofortiger Wirkung 

verboten werden;  
 
2. Aufgrund der Tätigkeit und der Risikobewertung ist die Gefahr von Expositionen auf 
ein möglichst niedriges Niveau zu senken, um die Sicherheit und Gesundheit der betroffenen 
Arbeitnehmer angemessen zu schützen. Folgende Maßnahmen sind angesichts der 
Ergebnisse der Risikobewertung zu ergreifen: 
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• Einführung wirksamer Entsorgungsverfahren sowie deutlich gekennzeichneter und 

technisch sicherer Behälter für die Entsorgung medizinischer Abfälle und 
Injektionsgeräte möglichst nahe an den bewerteten Bereichen, in denen 
scharfe/spitze medizinische Instrumente verwendet oder vorgefunden werden können; 

 
• Prävention vor Infektionsgefahren durch Einführung sicherer Arbeitssysteme durch: 
 

a. Entwicklung einer einheitlichen allgemeinen Präventionsstrategie, die 
Technologie, Arbeitsorganisation, Arbeitsbedingungen, arbeitsbezogene 
psychosoziale Faktoren sowie den Einfluss von Faktoren aus der 
Arbeitsumgebung berücksichtigt; 

b. Schulung; 
c. Durchführung von Gesundheitsüberwachungsverfahren in Übereinstimmung 

mit Artikel 14 der Richtlinie 200/54/EG; 
 
• Verwendung persönlicher Schutzausrüstung;  
 
3.  Wenn die auf Paragraph 5 bezogene Bewertung ergibt, dass die Gesundheit und 
Sicherheit von Arbeitnehmern gefährdet ist, da sie biologischen Arbeitsstoffen ausgesetzt 
sind, für die es wirksame Impfstoffe gibt, sollte den Beschäftigten eine Impfung angeboten 
werden. 
 
4. Die Impfung und wenn nötig eine erneute Impfung sollten gemäß den staatlichen 
Gesetzen bzw. Praktiken durchgeführt werden, einschließlich der Bestimmung der Art des 
Impfstoffes.  
 
• Die Beschäftigten sollten über die Vor- und Nachteile einer Impfung bzw. 

Nichtimpfung informiert werden; 
 
• Die Impfung ist kostenlos allen Beschäftigten und Auszubildenden/Studierenden 

anzubieten, die an ihrem Arbeitsplatz medizinische und verwandte Tätigkeiten 
durchführen; 

 
 
Paragraph 7:  Information und gesteigertes Problemb ewusstsein 
 
Da scharfe/spitze medizinische Instrumente im Sinne der Richtlinie 89/655/EG als 
Arbeitsmittel gelten, sollten Arbeitgeber zusätzlich zur Weitergabe von Informationen und 
schriftlichen Anweisungen an Arbeitnehmer gemäß Artikel 6 der Richtlinie 89/655/EG 
folgende geeignete Maßnahmen ergreifen:  
 
• Benennung der verschiedenen Risiken; 
 
• Hinweise auf geltende Gesetze geben; 
 
• Förderung guter Präventionspraktiken und Berichterstattung über 

Zwischenfälle/Unfälle; 
 
• Steigerung des Problembewusstseins durch Entwicklung von Aktivitäten und 

Informationsmaterialien in Kooperation mit den Gewerkschaftsvertretern bzw. 
Arbeitnehmervertretern;  

 
• Bereitstellung von Informationen über vorhandene Hilfsprogramme; 
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Paragraph 8:  Schulung 
 
Zusätzlich zu den von Artikel 9 der Richtlinie 2000/54/EG eingeführten Maßnahmen sollte 
eine geeignete Schulung zu Richtlinien und Verfahrensweisen bezüglich der Verletzungen 
mit scharfen/spitzen Instrumenten angeboten werden, einschließlich: 
 
• der richtigen Verwendung medizinischer Geräte mit Mechanismen zum Schutz vor 

Stich- und Schnittverletzungen; 
 
• Einarbeitung aller neuen und befristeten Mitarbeiter; 
 
• Risiken in Verbindung mit der Exposition gegenüber Blut und Körperflüssigkeiten; 
 
• Schutzmaßnahmen inklusive Standardvorsichtsmaßnahmen, sichere Systeme bei 

der Arbeit, richtige Methoden zur Verwendung und Entsorgung, Bedeutung der 
Schutzimpfung gemäß den Verfahrensweisen am Arbeitsplatz; 

 
• Verfahren zur Berichterstattung, Rückmeldung und Überwachung und ihre 

Bedeutung; 
 
• Unfallmaßnahmen; 
 
Arbeitgeber sind verpflichtet eine für die Beschäftigten obligatorische Schulung zu 
organisieren und anzubieten. Arbeitgeber sind verpflichtet, den Beschäftigten frei zu geben, 
damit sie die erforderliche Schulung besuchen können. Diese Schulung sollte regelmäßig 
angeboten werden und Überwachungsergebnisse, Modernisierung und Verbesserungen 
berücksichtigen. 
 
 
Paragraph 9: Berichterstattung  
 
1. Dies beinhaltet die Überarbeitung der geltenden Verfahren zur Berichterstattung mit 
den Gesundheits- und Sicherheitsbeauftragten bzw. den entsprechenden 
Arbeitgebern/Arbeitnehmervertretern. Die Berichterstattungssysteme sollten lokale, 
staatliche und europaweite Systeme beinhalten.  
 
2. Beschäftigte sollten jeden Unfall oder Zwischenfall mit scharfen oder spitzen 
Gegenständen sofort dem Arbeitgeber, der zuständigen Person und/oder der für Sicherheit 
und Gesundheit am Arbeitsplatz zuständigen Person melden. 
 
 
Paragraph 10:  Reaktion und Nachverfolgung 
 
Dort, wo es zu Verletzungen mit scharfen oder spitzen Gegenständen kommen kann, sollten 
Richtlinien und Verfahrensweisen vorhanden sein. Alle Beschäftigten sind auf diese 
Richtlinien und Verfahrensweisen hinzuweisen. Sie sollten der jeweils anwendbaren 
europäischen, staatlichen/regionalen Gesetzgebung und den Tarifverträgen entsprechen. 
Insbesondere sind folgende Maßnahmen zu ergreifen: 
 
• Der Arbeitgeber unternimmt unverzügliche Schritte zur Versorgung verletzter 

Arbeitnehmer, einschließlich Vorkehrungen zur Postexpositionsprophylaxe und 
notwendiger medizinischer Untersuchungen, wenn dies aus medizinischen Gründen 
angezeigt ist, sowie eine geeignete Gesundheitsüberwachung gemäß Paragraph 6 
Abschnitt 2,c 
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• Der Arbeitgeber ermittelt die Ursachen und Umstände, protokolliert den 

Unfall/Zwischenfall und unternimmt - gegebenenfalls - die notwendigen Maßnahmen. Der 
Beschäftigte ist verpflichtet, in einem angemessenen Zeitraum relevante Informationen 
mitzuteilen, um alle Details über den Unfall oder Zwischenfall zu erfassen; 

 
• Der Arbeitgeber sollte bei einer Verletzung die folgenden Schritte, einschließlich 

gegebenenfalls der Beratung von Arbeitnehmern sowie eine garantierte medizinische 
Behandlung in Betracht ziehen. Rehabilitationsmaßnahmen, Weiterbeschäftigung und 
Ausgleichszahlungen sollten den Vereinbarungen oder Gesetzen des Staates und/oder 
der Branche entsprechen. 

 
• Vertraulichkeit ist in Bezug auf die Verletzung, Diagnose und Behandlung von höchster 

Bedeutung und unbedingt zu respektieren; 
 
 
Paragraph 11: Umsetzungsbestimmungen 
 
Diese Vereinbarung berührt nicht bereits bestehende, zukünftige staatliche und EU-weite 
Bestimmungen, die günstiger sind für den Schutz von Beschäftigen vor Verletzungen mit 
scharfen/spitzen medizinischen Instrumenten. 
 
Die Vertragsparteien ersuchen die Kommission, diese Rahmenvereinbarung dem Rat zur 
Entscheidung vorzulegen, damit die Vorschriften der Vereinbarung für alle Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union verbindlich werden.  
 
Falls sie durch den Beschluss des Rates auf europäischer Ebene umgesetzt wird, kann die 
Interpretation dieser Vereinbarung unbeschadet jeglicher Ansprüche gegenüber der 
entsprechenden Aufgabe der Kommission, der staatlichen Gerichtshöfe und des 
europäischen Gerichtshofs von der Kommission an die Vertragsparteien übergeben werden, 
die ihre Meinung dazu äußern. 
 
Fünf Jahre nach dem Erlass des Ratsbeschlusses überprüfen die Vertragsparteien die 
Anwendung dieser Vereinbarung, sofern eine der Vertragsparteien dies beantragt.  
 
 
 


